
N i e d e r s c h r i f t  
 

über die 12. Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Energie und Mobilität  
des Landkreises Coburg  

(öffentlicher Teil) am Dienstag, 07.11.2023, 14:30 Uhr – 15:27 Uhr, 
im Landratsamt Coburg, Lauterer Straße 60, 96450 Coburg, Sitzungsraum 142 

 
Zahl der Mitglieder des Ausschusses für Umwelt, Energie und Mobilität: 13 
 
Anwesend 

Vorsitzender 
Sebastian Straubel, 96486 Lautertal  

Aus der Fraktion der CSU/LV 
Bernd Höfer, 96484 Meeder  
Rolf Rosenbauer, 96253 Untersiemau  
Wolfgang Schultheiß, 96269 Großheirath  
Norbert Seitz, 96486 Lautertal  

Aus der Fraktion der SPD 
Kanat Akin, 96465 Neustadt b. Coburg  
Axel Dorscht, 96476 Bad Rodach  
Alexandra Kemnitzer, 96242 Sonnefeld  

Aus der Fraktion der FW 
Ernst-Wilhelm Geiling, 96476 Bad Rodach  
Christian Gunsenheimer, 96479 Weitramsdorf Vertretung für Rainer Möbus 
Hans-Joachim Lieb, 96472 Rödental  

Aus der Fraktion Bündnis 90 / DIE GRÜNEN (GRÜNE) 
Karin Ritz, 96476 Bad Rodach  

Aus der Fraktion der ULB 
Jürgen Wittmann, 96271 Grub a. Forst  
 
Als Gäste 
Pressevertreter 
 
Aus der Verwaltung 
Tanja Angermüller während der gesamten Sitzung und als Schriftführerin 
David Filberich bis TOP Ö 6 
Dennis Flach als Berichterstatter zu TOP Ö 6 
Julia Bauersachs während der gesamten Sitzung 
Franziska Roos während der gesamten Sitzung und als Berichterstatterin zu TOP Ö 7 
 
Entschuldigt fehlen 
Rainer Möbus, 96476 Bad Rodach  
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T a g e s o r d n u n g :  
 

Öffentliche Sitzung 

 1.  Eröffnung der Sitzung 
  
 2.  Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung 
  
 3.  Feststellung der Beschlussfähigkeit 
  
 4.  Bekanntgabe der vom Landrat aufgrund des Art. 34 Abs. 3 LKrO seit der letzten 

Sitzung getroffenen dringlichen Anordnungen und der zwischenzeitlich besorgten 
unaufschiebbaren Geschäfte 

  
 5.  Sonstige amtliche Mitteilungen 

 
Berichterstattung von TOP Ö 1 bis TOP Ö 5: Vorsitzender 

  
 6.  VGN; 

Neubeschilderung der Bushaltestellen im Landkreis Coburg 
Vorlage: 179/2023 
 
Berichterstattung: Dennis Flach 

  
 7.  Landkreisweites, einheitliches Förderprogramm für den dezentralen Ausbau regene-

rativer Energienutzungskonzepte; 
Antrag von Kreisrat Rolf Rosenbauer vom 16.05.2023 
Vorlage: 208/2023 
 
Berichterstattung: Franziska Roos  

  
 8.  Anfragen  
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Zu Ö 1 Eröffnung der Sitzung 

 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung um 14:30 Uhr. 
 
 
Zu Ö 2 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung 

 
Der Vorsitzende stellt fest, dass die Mitglieder des Ausschusses für Umwelt, Energie und 
Mobilität unter dem 31.10.2023 ordnungsgemäß zur heutigen Sitzung geladen wurden. 
 
 
Zu Ö 3 Feststellung der Beschlussfähigkeit 

 
Er stellt weiter fest, dass zu Beginn der Sitzung außer dem Vorsitzenden neun Ausschuss-
mitglieder und ein Vertreter anwesend sind; der Ausschuss ist somit beschlussfähig. 
 
 
Zu Ö 4 Bekanntgabe der vom Landrat aufgrund des Art. 34 Abs. 3 LKrO seit der letzten 

Sitzung getroffenen dringlichen Anordnungen und der zwischenzeitlich besorgten 
unaufschiebbaren Geschäfte 

 
Entfällt 
 
 
Zu Ö 5 Sonstige amtliche Mitteilungen 

 
Keine 
 
Zu Ö 6 VGN; 

Neubeschilderung der Bushaltestellen im Landkreis Coburg 

 
Sachverhalt 
Haltestellen sind ein wichtiger Baustein im ÖPNV-Angebot. Die Haltestellen übernehmen die 
Funktion eines Bindegliedes zwischen Fahrgästen und öffentlichen Verkehrsmitteln. Dabei 
gilt, dass nicht nur das Fahrtenangebot die Entscheidung des Fahrgastes für die Benutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel bestimmt, sondern dass auch saubere und attraktiv gestaltete 
Haltestellen mit leicht lesbaren Informationen für die Wahl des ÖPNV von Bedeutung sind. 
Die Haltestellen haben in diesem Zusammenhang die Funktion einer Visitenkarte des ÖPNV, 
die auch dann einen Eindruck von dem ÖPNV-Angebot vermitteln, wenn sie nicht von Fahr-
zeugen bedient werden – z.B. während der Wartezeiten der Fahrgäste. Sie stellt somit den 
ersten Zugang für den Kunden dar.  
 
Die Planung und Durchführung von Aufstellfläche, Barrierefreiheit oder Wartehäuschen ob-
liegen dem jeweiligen Straßenbaulastträger und somit in aller Regel den Kommunen. Der 
Landkreis wirkt hier helfend, indem er über den Nahverkehrsplan Standards festlegt und un-
terstützt.  
Die Haltestellenbeschilderung inklusive Fahrplankasten ist hingegen Sache des Landkreises 
als Aufgabenträger des ÖPNVs.  
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Der Landkreis Coburg hat mit der Betriebsaufnahme des neuen Nahverkehrs 2016 die Hal-
testellenbeschilderung von der OVF GmbH übernommen. 
Nach wie vor entspricht die aktuelle Haltestellenbeschilderung nicht den aktuellen Anforde-
rungen. Die Schilder sind in keinem guten Zustand. 
 
Zum 1. Januar 2024 erfolgt der VGN-Beitritt des Landkreises Coburg. Der VGN hat ebenfalls 
Standards für die Ausstattung einer Haltestelle – unter anderem die klare Kennzeichnung, 
dass es sich um eine Verbundhaltestelle handelt.  
Im Zuge des VGN-Beitritts gibt es eine gute Fördersituation. Über das Gesetz über Zuwen-
dungen des Freistaates Bayern zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 
(Bayerisches Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz – BayGVFG) gibt es eine Förderung in 
Höhe von 75 Prozent. Diese kann durch das Bayerische Gesetz über den Finanzausgleich 
zwischen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden (Bayerisches Finanzausgleichsgesetz 
– BayFAG) noch mal um 5 Prozent steigen.  
 
Der Landkreis Coburg besitzt insgesamt 400 Haltestellen in Verantwortung des Landkreises. 
284 davon sind freistehende Masten und 116 sind an Wartehäuschen oder Lichtmasten be-
festigt.  
Der Markt an Herstellern zeigt, dass es eine Vielzahl von unterschiedlichen Beschilderungs-
systemen gibt.  
Bei einer Sondierung des Marktes wurde sich für ein Modell entschieden, welches mit einer 
Wechselbeschilderung ausgestattet ist. Somit können Änderungen von Liniennummern oder 
Betreiberwechsel einfach ausgetauscht werden ohne dass das komplette Schild demontiert 
werden muss.  
An den Haltestellen in den Gemeindekernen bzw. den Haltestellen mit einer Vielzahl von 
Ein- und Aussteigern werden ergänzende Ausstattungsmerkmale vorgeschlagen, die sich im 
Erscheinungsbild von den anderen Haltestellen unterscheiden wird. 
 
Aufgrund des Auftragsvolumens, welches 25.000 Euro übersteigt, wird eine Ausschreibung 
über die gemeinsame Vergabestelle von Stadt und Landkreis Coburg notwendig sein. Nach 
einer erfolgreichen Vergabe wird der Ausschuss über die Eckpunkte und den Zeitplan der 
Aufstellung der neuen Schilder informiert.  
 
Ressourcen 
Die vorgeschlagene Maßnahme ist eine freiwillige Leistung des Landkreises. 
 
Bei Annahme dieses Beschlusses und dessen Umsetzung werden Haushaltsmittel in Höhe 
von insgesamt ungefähr 200.000 € benötigt. 
 
Die Mittel für das aktuelle Haushaltsjahr (2024) in Höhe von ungefähr 200.000 € sind im 
Haushaltsplan unter der Haushaltsstelle 0.8200.5000 vorzusehen.  
 
Es ist eine Förderung in Höhe von ungefähr 150.000 € zu erwarten. Die Förderung ist Vo-
raussetzung für die Maßnahme.  
 
Für die folgenden Haushaltsjahre ist die Bildung von VGN-Haushaltsstellen vorgesehen. 
Eine entsprechende Rücksprache mit der Kämmerei steht noch aus.  
 
Beschlussvorschlag 
Die Verwaltung wird mit der Finalisierung und der Durchführung der Ausschreibung für eine 
neue Haltestellenbeschilderung im Landkreis Coburg beauftragt. Voraussetzung ist die För-
derung über das Gesetz über Zuwendungen des Freistaates Bayern zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden (Bayerisches Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz – 
BayGVFG) in Höhe von 75 Prozent.  
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Die Kosten in Höhe von ungefähr 50.000 Euro werden im Haushaltsjahr 2024 eingeplant.  
 
Einstimmig 
 
 
Zu Ö 7 Landkreisweites, einheitliches Förderprogramm für den dezentralen Ausbau  

regenerativer Energienutzungskonzepte; 
Antrag von Kreisrat Rolf Rosenbauer vom 16.05.2023 

 
Sachverhalt 
Der Antrag von Kreisrat Rolf Rosenbauer vom 16.05.2023, ein landkreisweites einheitliches 
Förderprogramm für den dezentralen Ausbau regenerativer Energienutzungskonzepte zu 
erstellen, wurde am 27.06.2023 im Ausschuss für Umwelt, Energie und Mobilität beraten und 
in den Geschäftsgang verwiesen.  
 
Die Verwaltung hat sich nun mit dem Antrag auseinandergesetzt und das „Förderprogramm 
Klimaschutz Landkreis Coburg 2024“ erarbeitet. Dem Antrag ist der Wunsch zu entnehmen, 
innovative und originelle Lösungen im Bereich des Klimaschutzes landkreisweit zu unterstüt-
zen, sodass folgende Fördergegenstände herausgearbeitet wurden: 
 

Erneuerbare 
Energie 

Heizung Mobilität Natur- und  
Artenschutz 

Kleinprojekte 

Batteriespeicher Mehrkosten Erd-
wärmesonde ggü. 
Luft-
Wärmepumpe 

Elektrofahrräder 
und -roller 

Dachbegrünung Energiemana- 
gementsysteme 

Wallboxen   Entsiegelungs-
maßnahmen 

Reparatur- 
service 

Sonderformen 
PV 

   Energie- 
effiziente Haus-
haltsgeräte 

PV-Heizstäbe     

 
Programmbeschreibung: 
Batteriespeicher: Um die Eigenverbrauchsquote in Privathaushalten zu steigern und die 
Belastung des Stromnetzes zu reduzieren, sollen Photovoltaikanlagen mit Batteriespeichern 
geplant oder nachgerüstet werden. Vor allem bei Photovoltaikanlagen, die nach 20 Jahren 
aus der EEG-Förderung herauskommen, soll die Anschaffung eines Batteriespeichers unter-
stützt werden, damit die Anlagen weiterhin genutzt werden und einen Beitrag zur Energie-
wende leisten. Gefördert werden sollen Batteriespeicher mit 100 €/kWh.  
 
Wallboxen: Wallboxen zum Aufladen von Elektrofahrzeugen sollen ebenfalls pauschal mit 
250 € gefördert werden. Diese Förderung ist aber nur dann sinnvoll, wenn zum Aufladen der 
Elektrofahrzeuge regenerativer Strom genutzt wird. Die Anbindung einer Photovoltaik-
Eigenverbrauchsanlage ist daher unbedingt zu berücksichtigen.  
 
Sonderformen PV: Die Förderung von Sonderformen von erneuerbaren Energien, wie z.B. 
Fassaden-PV ist sinnvoll, da auf diesem Gebiet die Informationsdichte gering und Investiti-
onskosten sehr hoch sind. Fördergelder sollen hier einen Anreiz schaffen, dass mehr Projek-
te geplant und umgesetzt und so alltagstauglich werden. Gefördert werden die Mehrkosten 
einer außergewöhnlichen PV-Anlage gegenüber einer herkömmlichen Aufdachanlage. Als 
Referenz werden 1.000 €/kWp für eine herkömmliche PV-Anlage angesetzt. Entstehen durch 
die Sonderform höhere Kosten von mehr als 25%, soll ein Fördersatz von 250 €/kWp bis 
max. 2.000 € gewährt werden.  
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PV-Heizstab: Die Umwandlung von elektrischer Energie in thermische Energie mittels eines 
Heizstabs, ist eine gute Möglichkeit um die Erwärmung des Brauchwassers zu unterstützen. 
In den Sommermonaten kann so auf einen zusätzlichen Energieträger wie bspw. Gas oder 
Öl verzichtet werden. Ob sich ein Heizstab lohnt, hängt davon ab, wie hoch der Überschuss 
an erzeugtem Strom in den Sommermonaten und wie groß der Heizstab ist, da mehrstufige 
Heizstäbe sich auch bereits bei geringen Stromüberschüssen eignen. Optimal ist die Kombi-
nation einer PV-Anlage mit einem Heizstab, wenn die Regelung des Heizstabes durch ein 
intelligentes Energiemanagementsystem übernommen wird. Der PV-Heizstab wird damit nur 
dann eingeschaltet, wenn die PV-Anlage den Haushaltsstromverbrauch deckt und noch 
überschüssigen Strom produziert. Der Zuschuss soll pauschal 150 € pro Heizstab betragen. 
Bei dieser Förderung ist die Anbindung einer Photovoltaik-Eigenverbrauchsanlage nachzu-
weisen.  
 
Mehrkosten Erdwärmesonde ggü. Luft-Wärmepumpe: Eine Erdwärmepumpe (Erdreich 
oder Grundwasser als Wärmequelle) benötigt vor allem bei sehr niedrigen Außentemperatu-
ren weniger Energie für die Wärmeerzeugung als eine Luft-Wärmepumpe, da die Tempera-
tur im Erdreich höher liegt als in der Luft. Gefördert werden die Mehrkosten der Erschlie-
ßungskosten einer Erdwärmesonde gegenüber einer Luft-Wärmepumpe. Als Referenz wer-
den 2.000 € Erschließungskosten für eine Luft-Wärmepumpe angesetzt. Entstehen durch die 
Erdwärmepumpe höhere Kosten von mehr als 25%, wird ein Fördersatz von 20% bis max. 
10.000 € gewährt. Eine Förderung für Erdkollektoren ist ausgeschlossen.  
 
Elektrofahrräder und -roller: CO2-Emissionen durch motorisierten Individualverkehr werden 
verringert, wenn (Kurz-)Strecken mit einem elektrisch angetriebenen Fahrrad zurückgelegt 
werden. Daher werden der Neukauf von Pedelecs und Lastenpedelecs pauschal mit 500 € 
gefördert. Da vor allem in ländlichen Regionen häufig längere Strecken zurückgelegt werden 
müssen, wird auch der Neukauf von Elektrorollern der Fahrzeugklassen L1e und L2e pau-
schal mit 500 € gefördert.  
 
Dachbegrünung: Begrünte Dächer wirken als Wärme-/Kältepuffer und bieten so eine natür-
liche Wärmedämmung, d.h. im Winter entweicht weniger Wärme, während im Sommer die 
Hitze besser draußen gehalten wird. Außerdem tragen sie durch Wasserverdunstung und 
Wärmeabsorption zu einer Reduzierung der Wärmeentwicklung im Sommer bei und verbes-
sern die Luftqualität, indem sie Feinstaub und Schadstoffpartikel aus der Luft filtern und CO2 
binden. Die Mindestfläche soll 10 m² betragen und mit 10€/m² bis max. 600 € gefördert wer-
den.  
 
Entsiegelungsmaßnahmen: Um die Versickerungsfähigkeit von Böden zu steigern und 
dadurch höhere Sicherheit bei Starkregenereignissen zu haben, werden Umbaumaßnahmen 
von versiegelnd wirkenden Schichten, wie Asphalt, Beton oder Pflastersteinen, gefördert. 
Geeignete wasserdurchlässige Bodenbeläge sind unter anderem Rasen, Schotterrasen, 
Holzhäcksel, Holzroste, Rasengittersteine oder Pflaster mit offenen Zwangsfugen. Neben 
den Vorteilen des Wassermanagements können vollständig entsiegelte Flächen (3,6 kg/m²) 
auch mehr Kohlenstoff speichern als teilversiegelte (0,7 kg/m²) oder vollständig versiegelte 
Flächen (0,2 kg/m²). Der Fördersatz soll ebenfalls 10€/m² bis max. 600 € betragen.  
 
Energiemanagementsysteme für zu Hause: Ein Energiemanagementsystem (EMS) ver-
netzt stromerzeugende Anlagen mit den steuerbaren Stromverbrauchern des Haushalts. Das 
hilft dabei, mehr vom selbst erzeugten Strom zu nutzen und so unabhängiger von Strom aus 
dem Netz zu sein: Eigenverbrauch und Autarkie werden gesteigert. Zusätzlich helfen die 
meisten Systeme, durch die Visualisierung der Energieströme die Erzeugung und den Ver-
brauch immer im Blick zu behalten. Damit wird einerseits weniger Strom aus dem Netz be-
zogen und dadurch das öffentliche Netz weniger belastet. Andererseits wird der Energiever-
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brauch grundsätzlich gesenkt. Gefördert werden sollen die Kosten des Energiemanagement-
systems mit 25 % bis max. 200 €. 
 
Reparaturservice: Entsorgte Produkte in der EU sind häufig noch gebrauchsfähige Waren, 
die repariert werden können, aber oft vorzeitig weggeworfen werden, was jährlich 35 Mio. 
Tonnen Abfall, 30 Mio. Tonnen verschwendeter Ressourcen und 261 Mio. Tonnen Treib-
hausgasemissionen zur Folge hat 
(https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_1794). In den meisten Fällen 
ist eine Reparatur ggü. einem Neukauf aufgrund der niedrigen Preise für Klein-Elektrogeräte 
nicht wirtschaftlich. Eine Förderung von Reparaturkosten ist sinnvoll, um Reparaturen finan-
ziell lukrativ zu machen und umweltschonend Ressourcen einzusparen. Da zwischen der 
Reparatur und der Neuanschaffung energieeffizienter Elektrogeräte abgewägt werden muss, 
werden Reparaturen für Elektrogeräte, die älter als 20 Jahre sind, nicht gefördert. Die Höhe 
der Kostenerstattung soll 50% bis max. 100 € pro Person und Jahr betragen.  
 
Energieeffiziente Haushaltsgeräte: Die Reparatur eines Elektrogerätes soll dem Neukauf 
immer vorgezogen werden. In manchen Fällen ist dies nicht möglich oder trotz Förderung 
nicht wirtschaftlich, sodass ein Neugerät angeschafft werden muss. Wenn das der Fall ist, 
soll die höchstmögliche Energieeffizienzklasse gewählt werden. Da das oft höhere Investiti-
onskosten zur Folge hat, wird die Anschaffung unterstützt. Gefördert werden nur Neugeräte 
mit einer Effizienzklasse A (Skala ab 2021). Die pauschale Förderhöhe soll 75 € betragen.  
 
Um den Anregungen aus der Beratung des Ausschusses für Umwelt, Energie und Mobilität 
vom 27.06.2023 Rechnung zu tragen, wird in diesem Förderprogramm davon abgesehen, 
Balkonkraftwerke zu fördern. Zum einen möchte man negative Auswirkungen auf bestehen-
de Förderprogramme in Landkreiskommunen vermeiden. Daneben ist die Nachfrage nach 
Balkonkraftwerke auch ohne finanzielle Unterstützung sehr hoch und Kaufanreize aktuell 
sehr niederschwellig (z. B. Angebote in Discountern). Zum anderen soll so – insbesondere 
auch auf Anregung aus o.g. Sitzung – den Interessen der regionalen Energieversorger 
Rechnung getragen werden. 
 
Ebenfalls gewünscht war, Beträge für eine mögliche Förderung zu eruieren, sodass dem 
Gremium nunmehr vier Varianten zur Entscheidung vorgeschlagen werden. Diese unter-
scheiden sich zum einen im Fördervolumen (Varianten 1 und 2: 1.000.000 €; Varianten 3 
und 4: 500.000 €). Daneben wir differenziert, inwieweit Energiemanagementsysteme Gegen-
stand des Förderprogrammes sein sollen (Varianten 1 und 3: Inkl. Energiemanagementsys-
teme; Varianten 2 und 4: Exkl. Energiemanagementsysteme). Diese werden von Seiten der 
Verwaltung zwar für sinnvoll und zukunftsträchtig erachtet; es gilt jedoch festzustellen, dass 
diese auch auf Bundesebene auf gleiche Weise gefördert werden.  
 
Zu Überblickszwecken werden in den Anlagen die Berechnungen zu den Fördersätzen sowie 
die Haushaltsbelastung für jede der Varianten zusammengefasst.  
 
Nicht unerwähnt bleiben darf hierbei, dass die ausgearbeiteten Maßnahmen in nicht uner-
heblichem Ausmaß zur CO2-Einsparung beitragen. Um einen Eindruck von der Wirkung der 
einzelnen Fördergegenstände bzw. der verschiedenen Fördervolumina zu erhalten, sei 
ebenfalls auf die Anlagen verwiesen. 
 
Da die Personalressource „Klimaschutzmanagerin“ mit einer Vollzeitstelle begrenzt ist, sind 
die Förderkriterien möglichst einfach zu halten und erschöpfen sich, wo möglich und sinnvoll, 
auf Pauschalförderungen. Aufgrund der vorgegebenen Budgetierung und unter Berücksichti-
gung der Gesamtfördersumme wird bei einem Überschuss an Anträgen auf das sog. Wind-
hundprinzip abgestellt, sodass der Eingangszeitpunkt des Förderantrages maßgeblich ist. 
Der Nachweis soll aufgrund der digitalen Antragstellung durch die IuK ermöglicht werden. 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_1794
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Antragsberechtigt sollen alle Bürgerinnen und Bürger sein, die ihren Erstwohnsitz im Ein-
zugsgebiet des Landkreises Coburg haben sowie gemeinnützig anerkannte Vereine. Die 
konkrete Ausgestaltung wird in den Förderrichtlinien erfolgen. 
 
Ressourcen 
Die vorgeschlagene Maßnahme ist eine freiwillige Leistung des Landkreises. 
 
Bei Annahme dieses Beschlusses und dessen Umsetzung werden für das HH-Jahr 2024 
Haushaltsmittel in Höhe von insgesamt 1.000.000 € (bei Variante 1 und 2) bzw. 500.000 € 
(bei Variante 3 und 4) benötigt. 
 
Eine Fortführung bzw. eine Verstetigung der Maßnahme über diesen Zeitraum hinaus ist 
möglich. 
 
Weitere Mittel sind jedoch für die nächsten Jahre erst nach nochmaliger Beschlussfassung 
vorzusehen. 
 
Es ist keine Förderung zu erwarten. 
 
Folgende Personalkapazitäten werden benötigt:  
Personal der IuK zur Erstellung einer Online-Plattform zur Antragstellung. 
Klimaschutzmanagerin des Landkreises zur Abwicklung der Förderanträge. 
 
Die räumliche Unterbringung (einschl. Infrastruktur) ist gesichert. 
 
Aus der Beratung 
Kreisrat Rolf Rosenbauer dankt als Antragssteller für die Ausarbeitung. Seiner Meinung nach 
sollte man sich auf die Varianten fokussieren, die die höchste Effizienz bringen. 
 
Das Gremium diskutiert ausführlich über die vorgeschlagenen Möglichkeiten. 
 
Landrat Sebastian Straubel weißt nochmals darauf hin, dass dieses Programm Geld und 
personelle Ressourcen bindet und es sich hier um eine rein freiwillige Leistung handelt. 
 
Beschlussempfehlung: 
Der Landkreis Coburg befürwortet die Umsetzung des Förderprogrammes Klimaschutz. Die 
Verwaltung wird beauftragt, die Rahmenbedingungen in Form von entsprechenden Förder-
richtlinien zu regeln. Zur Umsetzung des Förderprogramms sollen im Haushalt 2024 insge-
samt 350.000 € für fünf Fördergegenstände (Batteriespeicher, Wallboxen, Sonderformen PV, 
PV-Heizstäbe und Mehrkosten Erdwärmesonde ggü. Wärmepumpe) eingestellt werden.  
 
Der Antrag wird in der Haushaltsberatungen für 2024 weiter und abschließend behandelt.  
 
Mehrheitlich beschlossen      10 : 3   
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Zu Ö 8 Anfragen 

 
Entfällt 
 
 
Der Vorsitzende schließt die Sitzung um 15:27 Uhr. 
 
Coburg, 13.11.2023 
 

Vorsitzender 
 
 
 

Sebastian Straubel 
Landrat 

Schriftführerin 
 
 
 

Tanja Angermüller 
Verwaltungsfachwirtin 
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II. Niederschrift an: 

 
alle Mitglieder des Kreistages zur Kenntnisnahme über das Gremieninformations-
system 
 

III. Niederschrift per Session 
 

- Geschäftsbereich Z Frank Altrichter 

- Geschäftsbereich 2 Ulrike Stadter 

- Geschäftsbereich 3 David Filberich 

- Geschäftsbereich 4 Julia Bauersachs 

- S1 Philipp Mitschke 

- P 1 Martin Schmitz 

- P 2 Martina Berger 

- Z 3 Christian Kern 
 
zur Kenntnisnahme 
 

IV. Beschlussniederschriften fertigen 
  
V. Auswertung: 
  
VI. z.A. 
 


